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Auf der Grundlage von § 3 Abs. 1 Nr. 8 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes hat das Präsidium der Ostfalia 
Hochschule für angewandte Wissenschaften – Fachhochschule Braunschweig/Wolfenbüttel (im Folgenden: Ostfalia) am 
04.03.2010 die folgende Neufassung der Richtlinie für die Erteilung und Vergütung von Lehraufträgen beschlossen: 
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§ 1 Allgemeine Grundsätze 

(1) Die Richtlinie gilt für die Erteilung und Vergütung von Lehr-
aufträgen im grundständigen Studienangebot der Hoch-
schule (Diplom-, Bachelor- und konsekutive Master-Studien-
gänge). 

(2) Lehraufträge können insbesondere für einen durch haupt-
berufliche Lehrkräfte nicht gedeckten Lehrbedarf erteilt wer-
den. 

(3) An hauptberuflich tätige Angehörige der HochschullehrerIn-
nen- und MitarbeiterInnengruppe können Lehraufträge an 
der eigenen Hochschule grundsätzlich nur bei Lehrangebo-
ten des Weiterbildungsstudiums vergeben werden. 

(4) An Lehrkräfte für besondere Aufgaben nach § 32 NHG dür-
fen Lehraufgaben zur selbstständigen Wahrnehmung nur 
durch Erteilung von Lehraufträgen als Nebentätigkeit über-
tragen werden. Bei Anerkennung eines dienstlichen Interes-
ses werden die Lehraufträge im Rahmen der Dienstzeit oh-
ne Vergütung erfüllt. Über das Lehrdeputat hinausgehende 
Lehraufträge können entsprechend dieser Richtlinie vergü-
tet werden. In diesen Fällen werden die Lehraufträge wäh-
rend der Arbeitszeit erbracht. Die dadurch versäumte Ar-
beitszeit ist nachzuleisten. Die nachgeleistete Arbeitszeit ist 
in geeigneter Form zu dokumentieren. 

(5) An wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach 
§ 31 NHG dürfen Lehraufgaben zur selbstständigen Wahr-
nehmung nur durch Erteilung von Lehraufträgen als Neben-
tätigkeit übertragen werden. Bei Anerkennung eines dienst-
lichen Interesses können die Lehraufträge innerhalb der re-
gelmäßigen Arbeitszeit erfüllt werden. In diesen Fällen er-
folgt keine Vergütung der Lehraufträge. Wird lediglich das 
öffentliche Interesse an der Ausübung der Lehraufträge an-
erkannt, wird eine Lehrauftragsvergütung gewährt. In die-
sen Fällen werden die Lehraufträge während der Arbeitszeit 
erbracht. Die dadurch versäumte Arbeitszeit ist nachzuleis-
ten. Die nachgeleistete Arbeitszeit ist in geeigneter Form zu 
dokumentieren. 

 

§ 2 Rechtsverhältnis der Lehrbeauftragten 

(1) Die Lehrbeauftragten stehen in einem öffentlich-rechtlichen 
Rechtsverhältnis eigener Art. Sie sind im Rahmen eines 
selbständigen Dienstverhältnisses im Sinne des Einkom-
menssteuerrechts nebenberuflich tätig. Sie sind daher mit 
der Beauftragung darauf hinzuweisen, dass es sich bei der 
Lehrauftragsvergütung um steuerpflichtiges Leistungsent-
gelt handelt, das von ihnen zu versteuern ist. Mit der Beauf-
tragung wird kein Dienstverhältnis begründet. Ein Unfallver-
sicherungsschutz besteht nicht. 

(2) Die Lehrbeauftragten nehmen die ihnen übertragenen Auf-
gaben selbständig wahr. Sie gestalten die Lehrveranstal-
tungen nach Maßgabe der Festlegungen im Lehrauftrag in-
haltlich und methodisch unter Berücksichtigung der Studien- 
und Prüfungsordnungen in eigener Verantwortung. Lehrbe-
auftragte wirken an der Durchführung von Hochschulprü-
fungen mit; ihre Bestellung als Prüferin oder Prüfer und die 
Durchführung der Prüfungen erfolgt nach Maßgabe der je-
weiligen Prüfungsordnung. 

(3) Mit der Übernahme eines Lehrauftrages erklären die Lehr-
beauftragten ihre Bereitschaft, im Rahmen der hochschul- 
oder fachbereichsüblichen Lehrveranstaltungsevaluation an 
der studentischen Bewertung ihrer Lehrveranstaltung mit-
zuwirken. 

 

§ 3 Anträge, Erteilung, Widerruf 

(1) Lehraufträge bedürfen der Schriftform. Sie werden von der 
Hochschulleitung bzw. deren Beauftragten auf Vorschlag 
der Lehreinheiten erteilt oder verlängert. Lehrbeauftragte 
werden grundsätzlich für bestimmte Zeit für bis zu zwei auf-
einander folgende Semester durch die Hochschule bestellt. 
§ 4 Abs. 9 gilt entsprechend. Aus wichtigem Grund kann ein 
Lehrauftrag ohne Einhaltung einer Frist widerrufen werden. 
Ein wichtiger Grund liegt in der Regel vor, wenn die Zahl der 
Studierenden in einer Lehrveranstaltung kleiner als fünf ist. 

(2) Der Lehrauftrag bzw. die Summe aller auf eine Person ent-
fallenen Lehraufträge soll durchschnittlich über zwei aufein-
ander folgende Semester nicht mehr als 10 Semesterwo-
chenstunden je Semester umfassen. 

 

§ 4 Lehrauftragsvergütung, Mehraufwendungen 

(1) Lehraufträge sind grundsätzlich zu vergüten. Das gilt nicht, 
wenn die Lehrbeauftragten auf eine Vergütung verzichten 
oder wenn der Lehrauftrag einer/einem Angehörigen des öf-
fentlichen Dienstes in der Weise übertragen wird, dass sei-
ne Dienstaufgaben im Hauptamt entsprechend vermindert 
werden. 

(2) Die Lehrauftragsvergütung beträgt je tatsächlich geleistete 
Einzelstunde (45 Min.) und inklusive der erforderlichen Vor- 
und Nachbereitung sowie der Abnahme von Prüfungen 
35,00 EUR. Die Regelung des Absatzes 3 bleibt hiervon 
unberührt. 

(3) Mit der Lehrauftragsvergütung ist die Abnahme von Prüfun-
gen für bis zu 20 Studierende je Lehrauftrag abgegolten. 
Darüber hinaus gehende Prüfungsfälle können mit 
5,00 EUR je zusätzlicher Prüfung vergütet werden. 

(4) Werden Lehrbeauftragte im Sinne dieser Richtlinie zusätz-
lich als Erst- oder Zweitprüferinnen bzw. -prüfer für die Ab-
nahme einer Abschlussprüfung (Diplom, Bachelor, konseku-
tive Master) bestellt, so kann diese Tätigkeit vergütet wer-
den. Die Vergütung beträgt 

a)  für Erstprüferinnen bzw. Erstprüfer 200,00 EUR 

b)  für Zweitprüferinnen bzw. Zweitprüfer 100,00 EUR. 

(5) Wiederholungsprüfungen ohne eine erneute Lehrveranstal-
tung werden pauschal mit 150,00 EUR vergütet. Damit gilt 
die Abnahme von Prüfungen für bis zu 10 Studierende als 
abgegolten. Darüber hinaus gehende durchgeführte Prü-
fungen können mit 5,00 EUR je zusätzlicher Prüfung vergü-
tet werden. Die Lehreinheiten prüfen vor der Vergabe von 
Wiederholungsprüfungen deren Rechtmäßigkeit. 

(6) In Lehrgebieten, in denen nachweislich ein besonderer 
Mangel an qualifizierten Lehrbeauftragten herrscht, kann 
auf Antrag an das Präsidium eine höhere Vergütung gezahlt 
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werden. In diesen Fällen darf die Lehrauftragsvergütung 
70,00 EUR je Einzelstunde nicht übersteigen. Die Lehrein-
heiten haben darauf zu achten, dass das zur Verfügung ste-
hende Budget nicht überschritten wird. 

(7) Neben der Lehrauftragsvergütung können die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten in Anlehnung an das Landesreise-
kostengesetz im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel 
erstattet werden. Voraussetzung ist, dass die Lehrbeauf-
tragten ihren Dienst- oder Wohnort nicht am jeweiligen 
Hochschulstandort haben. Wenn es Lehrbeauftragten nicht 
möglich ist, an einem Tag an- und abzureisen oder die Vor-
lesung an einem Tag durchzuführen, kann in Ausnahmefäl-
len ein Übernachtungsgeld gewährt werden. 

(8) Die Lehrbeauftragten sind verpflichtet, der Hochschule nach 
Beendigung der Lehrveranstaltung schriftlich mitzuteilen, 
wie viele Einzelstunden im abgelaufenen Semester tatsäch-
lich geleistet wurden und wie viele Prüfungen abgenommen 
wurden. 

(9) Die Vergütung der Lehraufträge erfolgt nach Vorlage der 
dienstlichen Erklärung. In begründeten Ausnahmefällen ist 
eine Abschlagszahlung möglich. 

(10) Lehraufträge sind spätestens ein Semester nach Ende des 
Lehrauftrages abzurechnen. Danach erfolgte Abrechnungen 
werden nicht mehr anerkannt. Die Frist verlängert sich nicht 
durch den Abschluss eines neuen Lehrauftrages. 

 

§ 5 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt nach ihrer Genehmigung am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Hochschule in Kraft. 

 


